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Antragsbereich I / Antrag I2

AntragstellerInnen: UB Nürnberg

Empfänger: Bundesparteitag

Bundestagsfraktion Landesparteitag

Landtagsfraktion

Empfehlung der Antragskom-

mission: Überweisung an nächs-

ten Landesparteitag

I2: Regulieren statt kriminalisieren - Eine neue Cannabispolitik ist nötig
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Die SPD-Bundestagsfraktion wird aufgefordert, sich

dafür einzusetzen, dass die rechtlichen Grundlagen

für eine staatlich kontrollierte Produktion und Abgabe

von Cannabisprodukten an Erwachsene und deren

legalen Besitz geschaffen werden. Hierbei sind die

Anforderungen des Gesundheits-, Verbraucher- und

Jugendschutzes in Bezug auf Produktion und Vertrieb

zu berücksichtigen.

In einem Zwischenschritt soll durch eine sofor-

tige Änderung der entsprechenden bundesrechtli-

chenGrundlagenunmittelbar denBundesländern das

Recht gegeben werden über Zulassung und Durch-

führung wissenschaftlicher Modellprojekte zur Abga-

be von Cannabis an erwachsene Konsumenten zu

ermöglichen bzw. die rechtlichen Rahmenbedingun-

gen für die Genehmigung von wissenschaftlichen For-

schungsprojekten wesentlich zu vereinfachen.

Begründung

Die Frage der Cannabis-Legalisierung bestimmt die

gesellschaftliche Diskussion zunehmend. Die derzei-

tige Kriminalisierung der Konsumenten macht die

Schwäche der bisherigen Cannabispolitik aus.
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Denn: Kein Verbot und keine Strafverfolgung führen

zum

Rückgang des Konsums. Im Gegenteil: Die repressi-

ven Maßnahmen führen aktuell dazu, dass Menschen

gesellschaftlich stigmatisiert und durch soziale Aus-

grenzung vielfach nicht akzeptiert werden.

Die Verbotspolitik bindet darüber hinaus enorme fi-

nanzielle und personelle Ressourcen, die an anderen

Stellen bei Polizei und Justiz fehlen.
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